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Verhandlungsschrift 
 

Gremium: Gemeinderat, öffentliche Sitzung 

Sitzungstermin: Mittwoch, den 25.09.2019 

Sitzungsbeginn: 20:00 Uhr 

Sitzungsende: 20:54 Uhr 

Ort, Raum: Puchenau, Seniorentreff, Wilheringerstraße 2 

 

Anwesende: 
 

Bürgermeister 
  Schimböck Gerald, MAS ÖVP   

Vizebürgermeister 
  Kastner Martin, DI Dr. ÖVP   

Mitglieder 
  Falkner Andreas ÖVP   

  Pühringer Hermann, Mag. Dr. ÖVP   

  Thaller Nikolaus, Mag. ÖVP   

  Hammer Josef ÖVP   

  Falkner Christine ÖVP   

  Schodits Sabine ÖVP   

  Buchgeher Friedrich ÖVP   

  Grubmüller Josef, Ing, Mag. ÖVP   

  Gruber Friedrich ÖVP   

  Allen-Stingeder M.Beverley, Mag., BEd SPÖ   

  Mahringer Andrea SPÖ   

  Fellner Gerald SPÖ   

  Wicpalek Heinrich, Mag. SPÖ   

  Lindl Wolfram, DI GRÜNE   

  Reder Elisabeth, DI GRÜNE   

  Tischler Renate GRÜNE   
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  Gaisbauer Günter, Mag. GRÜNE   

  Zwittlinger Johann FPÖ   

  Lang Stefan, Mag., LL.M. FPÖ   

  Watschinger Rudolf Ferdinand, Dr. FPÖ   

Ersatzmitglieder 
  Felber Johann, DI ÖVP Vertretung für Frau Sarah Windischhofer 

  Hillebrand Christine SPÖ Vertretung für Frau Anna Zwettler 

  Almanstorfer Silvia SPÖ Vertretung für Herrn DI Dr. Florian Zwettler 

 
 

Weitere Anwesende: 
 
AL Arnezeder 
Mag. Schnötzinger 
Zuhörer 
 
Schriftführer(in):  Alexandra Oberleitner 
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Der Vorsitzende eröffnet um 20:00 Uhr die Sitzung und stellt fest, dass 

a) die Sitzung von ihm einberufen wurde; 
b) die Zustellung 
- laut den vorliegenden Zustellnachweisen gemäß dem nach § 45 (1) OÖ. GemO 1990 erstellten 

Sitzungsplan und mittels rechtzeitiger Verständigung mit dem Inhalt der Tagesordnung (ohne 
RSb-Zustellung) erfolgte 

c) die Beschlussfähigkeit gegeben ist; 
d) die Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung vom 19.06.2019 während der Sitzung noch auf-

liegt und gegen diese Verhandlungsschrift bis zum Sitzungsschluss Einwendungen einge-
bracht werden können. 

 
Zur FRAGESTUNDE gibt es eine Anfrage seitens der IGP I und II hinsichtlich der geplanten Ein-
führung des „Gelben Sackes“ und der Bedenken, wie eine benutzerfreundliche Abwicklung in den 
Gartenstädten erfolgen kann.   
 
Ende der Fragestunde: 20.15 Uhr 
 

Tagesordnung: 
 
 

1.  BH Urfahr-Umgebung, Prüfbericht des Rechnungsabschlusses 2018 - Kenntnis-
nahme 

2.  Oö. Tourismusgesetz - Zuschlag zur Freizeitwohnungspauschale - Beratung und 
Beschlussfassung über Verordnung 

3.  Kostenzuschuss für den Wirtschaftshof Ottenheim/Puchenau - Beratung und Be-
schlussfassung 

4.  Finanzierung Ankauf Unkrautvernichtungsgerät für Region uwe; Beratung und Be-
schlussfassung über Kreditüberschreitung 

5.  Öffentliches Wassergut Hammerbach - Tausch/Kauf von Teilflächen des Grundstü-
ckes Nr. 1535/4, EZ 1264 - Beratung und Beschlussfassung 

6.  Zu- und Abschreibung öffentliches Gut/Gemeindegut im Bereich des ehemaligen 
Bauhofes - Beratung und Beschlussfassung 

7.  Straßenbauprogramm 2019 bis 2021; Beratung und Beschlussfassung über Grund-
satzbeschluss/Baubeschluss für ein Bauvolumen von € 200.000,-- 

8.  Allfälliges 

 
 

1. BH Urfahr-Umgebung, Prüfbericht des Rechnungsabschlusses 2018 - Kenntnis-
nahme 

 
 
Bgm. Schimböck übergibt den Vorsitz an Vzbgm. Kastner 
Berichterstatter und Antragsteller: Schimböck 
 
Der vom Gemeinderat der Gemeinde Puchenau in der Sitzung vom 27.03.2019 beschlossene 
Rechnungsabschluss 2018 wurde von der Bezirkshauptmannschaft Urfahr-Umgebung geprüft und 
der Prüfbericht der Gemeinde Puchenau am 08.08.2019 übermittelt. 
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Die Feststellungen können dem beiliegenden Prüfbericht entnommen werden. 
 
Unter dem Punkt „weitere Feststellungen“ findet sich der Hinweis, das Schuldendienstersätze für 
den Kanalbau 06 im Schuldennachweis aufzunehmen sind.  
Erklärung: Der Kanalbauabschnitt 06 wurde gemeinsam mit der Marktgemeinde Gramastetten rea-
lisiert, wobei die Gemeinde Puchenau die Darlehen aufgenommen hat und die Gemeinde Gramas-
tetten anteilige Tilgungs- und Zinsenzuschüsse an die Gemeinde Puchenau leistet. Im Jahr 2018 
war dies ein gesamter Annuitätenzuschuss in Höhe von € 8.382,70. Auf dem Haushaltskonto auf 
dem diese Einnahme verbucht wurde, fehlte das Kennzeichen für die Übernahme auf den Schul-
dennachweis. Dies wurde in der Zwischenzeit korrigiert. 
 
 
In der Schlussbemerkung wird der Rechnungsabschluss 2018 unter Hinweis auf die angeführten 
Feststellungen zur Kenntnis genommen. 
 
Gemäß § 99 Abs.2 OÖ. GemO 1990 ist dieser Prüfbericht dem Gemeinderat in der nächsten Sit-
zung zur Kenntnis zu bringen. 
 
„Gemäß § 43 iVm § 99 Abs.2 OÖ. GemO 1990 stelle ich aufgrund der Beratungen im Ge-
meindevorstand am 09.09.2019 den Antrag, der Gemeinderat wolle die Kenntnisnahme über 
den Prüfbericht der BH Urfahr-Umgebung über die Prüfung des Rechnungsabschlusses 
2018 beschließen.“ 
 
Nachdem keine Wortmeldungen erfolgen, lässt der Vorsitzende über den Antrag offen mittels 
Handerheben abstimmen.  
 
Beschluss: einstimmig angenommen 
 
 

2. Oö. Tourismusgesetz - Zuschlag zur Freizeitwohnungspauschale - Beratung und 
Beschlussfassung über Verordnung 

 
 
Vorsitzender: Kastner 
Berichterstatter und Antragsteller: Schimböck 
 
Mit 01.01.2019 müssen Eigentümer einer Wohnung in ganz Oberösterreich eine jährliche Pau-
schale entrichten, wenn die betreffende Wohnung länger als 26 Wochen von keiner Person als 
Hauptwohnsitz benützt wurde. 
Die Höhe der Pauschale beträgt pro Jahr der für Nächtigungen in einer Gästeunterkunft zu entrich-
tenden Ortstaxe in Höhe von € 2,- 

1) das 36fache für Wohnungen bis zu 50 m² Nutzfläche sowie Dauercamper, dies sind € 72,- 
+ 150 % Gemeindezuschlag sind gesamt € 180,-, 

2) das 54fache für Wohnungen über 50 m² Nutzfläche, dies sind € 108,- + 200 % Gemeinde-
zuschlag sind gesamt € 324,-. 

 
Von der Pauschale verbleiben 5% je Wohnung der Gemeinde als Kostenbeitrag für die Einhebung. 
Liegt die Wohnung in einer Tourismusgemeinde, fließt der übrige Betrag (95%) dem Tourismusver-
band zu. Ist dies nicht der Fall, fließt der betreffende Betrag an die Landes-Tourismusorganisation. 
Der Gemeindezuschlag verbleibt zur Gänze im Gemeindebudget. 
 
Im Rahmen des Voranschlages hat der Gemeinderat in der Sitzung vom 12.12.2018 den Zuschlag 
zur Freizeitwohnung in den Hebesätzen wie folgt beschlossen: für Freizeitwohnungen bis 50 m² 
Nutzfläche 150 % und für Freizeitwohnungen über 50 m² Nutzfläche 200 %. 
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Die Voranschlagspositionen 2/920/8341 (5 %iger Gemeindeanteil; € 1.000,-) und 2/920/842 (Ge-
meindezuschlag; € 24.000,-) werden durch die gesetzliche Änderung vom Juli 2019 bei weitem 
nicht mehr erreicht. 
 
Die Ausnahmetatbestände des § 54 des Oö. Tourismusgesetzes 2018 wurden jüngst geändert und 
erweitert. Dieses Landesgesetz wurde am 31. Juli 2019 kundgemacht. Gemäß dessen Artikel ll ist 
dieses Landesgesetz rückwirkend mit 1. Jänner 2019 in Kraft getreten. 
 
Das Oö. Tourismusgesetz hat sich dahingehend geändert, dass eine Wohnung nicht als Freizeit-
wohnung gilt, wenn seit mindestens fünf Jahren auf demselben Grundstück 

1) zumindest eine Person durchgehend mit Hauptwohnsitz wohnt, 
2) keine Wohnung als Gästeunterkunft verwendet wird und 
3) nicht Personen wohnen, die keine nahen Angehörigen im Sinn des § 2 Abs. 7 Oö. Grund-

verkehrsgesetz 1994 sind. 
 
Weiters liegt in folgenden Fällen keine Freizeitwohnung vor, wenn: 
 

1) die Wohnung überwiegend als Gästeunterkunft benötigt wird; 
2) die Wohnung überwiegend zur Erfüllung der Schulpflicht oder zur Absolvierung des Be-

suchs einer allgemein bildenden höheren oder berufsbildenden Schule oder einer Hoch-
schule oder zur Absolvierung einer Lehre benötigt wird; 

3) die Wohnung überwiegend zur Berufsausübung, insbesondere als Pendlerin bzw. Pendler 
benötigt wird; 

4) die Wohnung aus gesundheitlichen oder altersbedingten Gründen aufgegeben wurde, wo-
bei die Aufgabe nicht länger als ein Jahr zurückliegen darf; 

5) sich die Wohnung im Eigentum einer gemeinnützigen Bau-, Wohnungs- und Siedlungsver-
einigung oder eines Unternehmens befindet, dessen Betriebsgegenstand die Schaffung 
von Wohnraum ist. 

 
 
Ablauf der Einhebung: 
 
Gemäß § 55 Abs. 4 Oö. Tourismusgesetz 2018 ist die Freizeitwohnungspauschale unaufgefordert 
an die Gemeinde unter Bekanntgabe der Nutzfläche der Freizeitwohnung jeweils bis 1. Dezember 
zu entrichten. Im Fall des Wechsels des Eigentümers einer Wohnung teilt sich die Verpflichtung 
zur Entrichtung der Abgabe auf die einzelnen Monate so auf, dass für jeden Monat ein Zwölftel der 
Abgabe zu entrichten ist, wobei der Monat, in dem der Wechsel erfolgt, dem neuen Eigentümer an-
zurechnen ist. Wird eine Wohnung fertiggestellt (Neuerrichtung, An-, Auf- und Umbau) oder aus 
dem GWR ausgeschieden, ist ebenfalls nach Monaten zu aliquotieren, wobei der Monat, in dem 
die Wohnung fertiggestellt bzw. ausgeschieden wird, in der Abgabenpflicht einzubeziehen ist. Im 
Fall der Beendigung einer Wohnung ist die aliqoute Abgabe bereits ein Monat nach der Beendi-
gung zu entrichten. 
 
Dem Gemeinderat wird nachstehender Antrag zur Beschlussfassung vorgelegt. 
 
„Gemäß § 43 Oö. GemO 1990 stelle ich den Antrag, der Gemeinderat wolle nachstehende 
Verordnung beschließen“ 
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Verordnung 

 

des Gemeinderates der Gemeinde Puchenau vom 25.09.2019, mit der der Zuschlag zur Freizeit-

wohnungspauschale ausgeschrieben wird. 

Aufgrund des § 57 Abs. 1 Oö. Tourismusgesetz 2018, LGBl. Nr. 3/2018 idF LGBl. Nr. 56/2019 wird 

verordnet: 

 

§ 1  

Gegenstand der Abgabe, Abgabenhöhe 

 

(1) Die Gemeinde Puchenau erhebt einen Zuschlag zur Freizeitwohnungspauschale gemäß § 54 

Oö. Tourismusgesetz 2018, LGBl. Nr. 3/2018, idF LGBl. Nr. 56/2019. 

(2) Der Zuschlag zur Freizeitwohnungspauschale beträgt  

a) für Freizeitwohnungen bis zu 50 m² Nutzfläche sowie für Dauercamper 150 % dies sind € 

108,- (jährlich gesamt € 180,-) 

b) für Freizeitwohnungen über 50 m² Nutzfläche 200 % dies sind € 216,- (jährlich gesamt € 324,-

) 

 

§ 2  

Abgabepflicht 

 

(1) Der Abgabepflicht unterliegen Freizeitwohnungen gem. § 54 Abs. 2 Oö. Tourismusgesetz 2018.  

(2) Nicht als Freizeitwohnung gilt eine Wohnung, wenn seit mindestens fünf Jahren auf demselben 

Grundstück 

1. zumindest eine Person durchgehend mit Hauptwohnsitz wohnt, 

2. keine Wohnung als Gästeunterkunft verwendet wird und 

3. nicht Personen wohnen, die keine nahen Angehörigen im Sinn des § 2 Abs. 7 Oö. Grundver-

kehrsgesetz 1994 sind. 

Ein Hauptwohnsitz ist nicht erforderlich, solange dieser aus gesundheitlichen oder altersbeding-

ten Gründen aufgegeben werden muss. 

(3) Nicht als Freizeitwohnungen gelten überdies Wohnungen, die nicht vermietet sind und im Eigen-

tum einer gemeinnützigen Bau-, Wohnungs- und Siedlungsvereinigung oder eines Unterneh-

mens, dessen Betriebsgegenstand die Schaffung von Wohnraum ist, stehen. 
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§ 3  

Abgabepflichtiger 

 

Abgabepflichtiger des Zuschlags zur Freizeitwohnungspauschale ist die Eigentümerin bzw. der Ei-

gentümer der Freizeitwohnung, für Dauercamper die Eigentümerin bzw. der Eigentümer des auf 

Dauer abgestellten Wohnwagens, Wohnmobils oder des Mobilheimes. 

Bei einem Wechsel in der Person der bzw. des Abgabepflichtigen teilt sich die Verpflichtung zur 

Entrichtung der Abgabe so auf, dass für jeden Monat ein Zwölftel der Abgabe zu entrichten ist, wobei 

der Monat, in dem der Wechsel erfolgt, der neuen Eigentümerin bzw. dem neuen Eigentümer anzu-

rechnen ist. 

 

§ 4  

Fälligkeit 

 

Der Zuschlag zur Freizeitwohnungspauschale wird mit 1. Dezember für das jeweilige Kalenderjahr 

fällig und ist von der bzw. vom Abgabepflichtigen unaufgefordert unter Bekanntgabe der Nutzfläche 

der Freizeitwohnung zu entrichten. Wird eine Freizeitwohnung vor dem 1. Dezember aufgegeben, 

wird der Zuschlag zur Pauschale spätestens 1 Monat nach Aufgabe fällig. 

 

§ 5  

Inkrafttreten 

 

Diese Verordnung tritt mit dem auf den Ablauf der Kundmachungsfrist folgenden Tag in Kraft.  

 

 

 

Der Bürgermeister 

 
 
Nachdem keine Wortmeldungen erfolgen, lässt der Vorsitzende über den Antrag offen mittels 
Handerheben abstimmen. 
 
Beschluss: einstimmig angenommen 
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3. Kostenzuschuss für den Wirtschaftshof Ottenheim/Puchenau - Beratung und Be-
schlussfassung 

 
 
Vorsitzender: Kastner 
Berichterstatter und Antragsteller: Schimböck 
 
In der Buchhaltung des Gemeindeverbandes Wirtschaftshof Ottensheim-Puchenau ist im Finanz-
jahr 2014 aufgrund der Rückabwicklung von vielen Vorschusszahlungen an den Wirtschaftshof irr-
tümlich eine Soll-Einnahmenbuchung in der Höhe von € 80.000,-- getätigt worden. Diese Soll-Bu-
chung war lediglich rechnungsmäßig dargestellt, ein Geldfluss hat nicht stattgefunden. 
Dadurch entstand jedoch in den Folgejahren der Eindruck, der Wirtschaftshof hätte diese € 
80.000,-- zur Verfügung und wurden diese in der laufenden Rechnung zur Leistung von Betriebs-
ausgaben und zur Dotierung der KFZ-Rücklage verwendet. Durch die Berichtigung der Buchung 
im Finanzjahr 2018 (minus € 80.000,--) ist dieser Betrag im Abgang des Rechnungsabschlusses 
2018 des Gemeindeverbandes Wirtschaftshof Ottensheim-Puchenau enthalten. 
Wären die € 80.000,-- an Einnahmen Soll-mäßig nicht irrtümlich gebucht worden, so wären bereits 
im Jahr 2014 um € 80.000,-- weniger in der laufenden Rechnung zur Verfügung gestanden. 
Wie von der Verbandsversammlung am 08.04.2019 vorgeschlagen, soll der Abgang durch Kosten-
zuschüsse von jeweils € 40.000,-- je Verbandsgemeinde bedeckt werden. Gemäß den Statuten 
sind die Aufwendungen/Abgänge für den Wihof Ottensheim-Puchenau je zur Hälfte durch die Ver-
bandsgemeinden zu bedecken.  
Dieser Zuschuss ist im Voranschlag der Gemeinde Puchenau nicht enthalten, daher ist eine Kre-
ditüberschreitung bzw. ein neuer Aufwand auf dem Konto 1/617/7529 zu beschließen. 
 
Aufgrund des Abganges aus 2018 hat sich auch gezeigt, dass der Stundensatz zur Verrechnung 
der Leistungen der Mitarbeiter des Wirtschaftshofes an die beiden Verbandsgemeinden zu niedrig 
ist. Der Stundensatz in Höhe von € 35,--/h wurde seit Gründung des Gemeindeverbandes 2012 
nicht mehr angepasst. Eine Berücksichtigung des Verbraucherpreisindex würde seit dieser Zeit ei-
nen Stundensatz von rd. € 38,50 ergeben.  
Daher hat die Verbandsversammlung in der Sitzung am 8.4.2019 eine Stundensatzerhöhung auf € 
40,--/h rückwirkend mit 1.1.2019 beschlossen.  
 
Ebenso wurde es im Verband als zweckmäßig erachtet, den Stundensatz der Fahrzeuge ebenfalls 
jeweils um € 5,--/h anzuheben. Dies wurde auch ab 1.1.2019 durchgeführt – daher sind ab diesem 
Zeitpunkt für Zugmaschinen und LKW € 35 und für den VB Bus € 30 je Stunde zu entrichten. 
 
„Gemäß § 43 und § 79 Abs.2 OÖ. GemO 1990 iVm § 15 OÖ. GemHKRO stelle ich aufgrund 
der Beratungen im Gemeindevorstand am 09.09.2019 den Antrag, der Gemeinderat wolle ei-
nen Kostenzuschuss in Höhe von € 40.000,-- für den Gemeindeverband Wirtschaftshof 
Ottensheim-Puchenau bzw. dafür eine Kreditüberschreitung auf dem Konto 1/617/7529 be-
schließen. 
Weiters wolle der Gemeinderat die Anhebung der Stundensätze wie oben beschrieben, zur 
Kenntnis nehmen.“ 
 
Nachdem keine wesentlichen Wortmeldungen erfolgen, lässt der Vorsitzende über den Antrag of-
fen mittels Handerheben abstimmen.  
 
Beschluss: 24 Ja-Stimmen 
            1 Enthaltung (Allen-Stingeder (SPÖ)) 
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4. Finanzierung Ankauf Unkrautvernichtungsgerät für Region uwe; Beratung und 
Beschlussfassung über Kreditüberschreitung 

 
 
Vorsitzender: Kastner 
Berichterstatter und Antragsteller: Schimböck 
 
Die Gemeinden Eidenberg, Goldwörth, Gramastetten, Lichtenberg, Ottensheim, St.Gotthard und 
Puchenau haben die gemeinsame Anschaffung und Nutzung eines Unkrautvernichtungsgerätes 
mit geschätzten Kosten von rd. € 40.000,-- geplant. Im Rahmen einer Sonderfinanzierung wird das 
Gerät mit 67% BZ-Mittel vom Land gefördert. 
Federführend dabei ist die Gemeinde Eidenberg, die auch den BZ-Antrag stellt und den Finanzie-
rungsplan beschließen muss. 
Der Restbetrag in Höhe von € 13.200,-- wird nach dem Einwohnerschlüssel auf die beteiligten Ge-
meinden aufgeteilt.  
Auf die Gemeinde Puchenau fällt ein Anteil von € 2.767,--, der im Voranschlag 2019 nicht vorgese-
hen ist. Daher ist eine Kreditüberschreitung auf dem Konto 1/612/050 zu beschließen. 
   
„Gemäß § 43 und § 79 Abs.2 OÖ. GemO 1990 iVm § 15 OÖ. GemHKRO stelle ich aufgrund 
der Beratungen im Gemeindevorstand am 09.09.2019 den Antrag, der Gemeinderat wolle 
eine Kreditüberschreitung auf dem Konto 1/612/050 für den Gemeindeanteil für das Un-
krautvernichtungsgerät in Höhe von € 2.767,-- beschließen.“ 
 
Nachdem keine wesentlichen Wortmeldungen erfolgen, lässt der Vorsitzende über den Antrag of-
fen mittels Handerheben abstimmen. 
 
Beschluss: einstimmig angenommen 
 
 

5. Öffentliches Wassergut Hammerbach - Tausch/Kauf von Teilflächen des Grund-
stückes Nr. 1535/4, EZ 1264 - Beratung und Beschlussfassung 

 
 
Vorsitzender: Kastner 
Berichterstatter und Antragsteller: Schimböck 
 
Im Zuge einer am 17. 05. 2018 stattgefundenen gewerbebehördlichen Verhandlung betreffend die 
Ausweitung der Betriebszeiten des bestehenden Altstoffsammelzentrums, wurde festgestellt, dass 
dieses Flächen an der Nord- und Nordostseite in Anspruch nimmt, welche eigentlich dem öffentli-
chen Wassergut (Gst Nr 1535/4) zuzuschreiben sind. 
 
Mit dem Amt der Oö Landesregierung – Abteilung Anlagen-, Umwelt- und Wasserrecht wurde nun 
bis zur Herstellung der Grundbuchsordnung die Zustimmung zur teilweisen Inanspruchnahme – 
ohne Entgelt – des öffentlichen Wassergutes erwirkt. 
 
Die Herstellung der Grundbuchsordnung gem § 15 ff Liegenschaftsteilungsgesetz besteht darin, 
die betroffenen Teilflächen (gem Vermessungsurkunde des Amtes der Oö Landesregierung, Abtei-
lung Geoinformation und Liegenschaft, vom 03. 06. 2019, GZ: CS-334/19) vom bzw dem öffentli-
chen Wassergut zu einem Kaufpreis iHv EUR 50,00/m² zu übernehmen bzw übergeben, sodass 
sich zulasten der Gemeinde Puchenau eine Tauschaufzahlung iHv EUR 11.850,00 ergibt. 
 
Im Lichte vorgenannter Sachverhaltsdarstellung, möge der Gemeinderat nachstehende Vereinba-
rung beschließen, in jener sich die Gemeinde Puchenau nach Zu- und Abschreibung aller Teilflä-
chen zu einer Aufrechnungszahlung iHv EUR 11.850,00 verpflichtet: 
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Vereinbarung 

Eigentumsübertragung von Grundstücksteilen 
 

 

 

1.  

Die Republik Österreich - öffentliches Wassergut, vertreten durch den Landeshauptmann  

von Oö. als Verwalter des öffentlichen Wassergutes, pA. Amt der Oö. Landesregierung,  

Abteilung Anlagen-, Umwelt- und Wasserrecht, Kärntnerstraße 10-12, 4021 Linz, übergibt   

 

und 

 

die Gemeinde Puchenau, Kirchenstraße 1, 4048 Puchenau, übernimmt nachfolgende Teilstücke in 

ihr Eigentum:  

 

- Teilstück 4 des Gst.Nr. 1535/4, EZ 1264 der KG 45619 Puchenau im Ausmaß von 115 m² in     

  das Gst.Nr. 1239/6, EZ 588 der KG 45619 Puchenau zu einem Kaufpreis von 50,-- Euro/m²;  

- Teilstück 6 des Gst.Nr. 1535/4, EZ 1264 der KG 45619 Puchenau im Ausmaß von 131 m² in     

  das Gst.Nr. 1239/6, EZ 588 der KG 45619 Puchenau zu einem Kaufpreis von 50,-- Euro/m²; 

- Teilstück 8 des Gst.Nr. 1535/4, EZ 1264 der KG 45619 Puchenau im Ausmaß von 9 m² in     

  das Gst.Nr. 1239/6, EZ 588 der KG 45619 Puchenau zu einem Kaufpreis von 50,-- Euro/m². 

 

2. 

Die Gemeinde Puchenau, Kirchenstraße 1, 4048 Puchenau, übergibt  

 

und  

 

die Republik Österreich - öffentliches Wassergut, vertreten durch den Landeshauptmann  

von Oö. als Verwalter des öffentlichen Wassergutes, pA. Amt der Oö. Landesregierung,  

Abteilung Anlagen-, Umwelt- und Wasserrecht, Kärntnerstraße 10-12, 4021 Linz,  

übernimmt nachfolgende Teilstücke in ihr Eigentum:  

 

- Teilstück 5 des Gst.Nr. 1239/6, EZ 588 der KG 45619 Puchenau im Ausmaß von 3 m² in     

  das Gst.Nr. 1535/4, EZ 1264 der KG 45619 Puchenau zu einem Kaufpreis von  

  50,-- Euro/m²; 

- Teilstück 7 des Gst.Nr. 1239/6, EZ 588 der KG 45619 Puchenau im Ausmaß von 15 m² in     

  das Gst.Nr. 1535/4, EZ 1264 der KG 45619 Puchenau zu einem Kaufpreis von  

  50,-- Euro/m²; 

 

Im Lichte der vorgenannten Zu- und Abschreibungen der einzelnen Teilflächen ergibt sich eine 

Aufrechnungszahlung iHv EUR 11.850,00 (brutto) zugunsten der Republik Österreich. 
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Grundlage dieses privatrechtlichen Übereinkommens bildet die Vermessungsurkunde des Amtes 

der Oö. Landesregierung, Abteilung Geoinformation und Liegenschaft,  

vom 3.6.2019, GZ: CS-334/19.  

 

Die lastenfreie Eigentumsübertragung erfolgt nach den Bestimmungen der  

§§ 15 ff des Liegenschaftsteilungsgesetzes.  

 

Allfällige Steuern und Gebühren übernimmt die Gemeinde Puchenau, Kirchenstraße 1,  

4048 Puchenau.  

 

 

Diese privatrechtliche Vereinbarung wurde dem Gemeinderat der Gemeinde Puchenau in der Sit-

zung vom 25. 09. 2019 vollinhaltlich vorgebracht und einstimmig beschlossen. 

 

 

Amt der Oö. Landesregierung, 

Abteilung Anlagen-, Umwelt- 

und Wasserrecht, öffentliches Wassergut, 

Kärntnerstraße 10-12, 4021 Linz: 

 

Für die Republik Österreich: 

 

 

 

 

 

 

............................................................... 

(Andrea Geißbauer) 

 

 

 

Gemeinde Puchenau,                                                                                                            

Kirchenstraße 1, 4048 Puchenau:                          

 

 

 

Der Bürgermeister 

 

 

 

................................................................                        

(Gerald Schimböck, MAS) 
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Nachdem keine Wortmeldungen erfolgen, lässt der Vorsitzende über den Antrag offen mittels 
Handerheben abstimmen. 
 
Beschluss: einstimmig angenommen 
 
 

6. Zu- und Abschreibung öffentliches Gut/Gemeindegut im Bereich des ehemaligen 
Bauhofes - Beratung und Beschlussfassung 

 
 
Vorsitzender: Kastner 
Berichterstatter und Antragsteller: Schimböck 
 
Anlassfall bildet der Ausbau der öffentlichen Verkehrsfläche „Wilheringerstraße“ und werden ent-
sprechend der im Zuge der Tauschtransaktion (Kauf/Tausch von Teilflächen des Grundstückes Nr 
1535/4, EZ 1264; öffentliches Wassergut) vom Amt der Oö Landesregierung errichteten Vermes-
sungsurkunde mit der GZ: CS-334/19 vom 03. 06. 2019 folgende Gutsbestandsveränderungen 
durchgeführt: 
 

a) Die Abschreibung der Teilfläche 2 (101 m²) von der Grundbuchseinlage EZ 588, KG 
Puchenau und die Zuschreibung derselben zu der EZ 551, KG Puchenau, bei gleichzeitiger 
Vereinigung mit dem Grundstück Nr. 1237 

b) Die Abschreibung der Teilfläche 3 (4 m²) von der Grundbuchseinlage EZ 551, KG 
Puchenau und die Zuschreibung derselben zu der EZ 588, KG Puchenau, bei gleichzeitiger 
Vereinigung mit dem Grundstück Nr. 1239/6 

 
Im Lichte der obgenannten Sachverhaltsdarlegung, möge der Gemeinderat die Zu- und Abschrei-
bungen von/zum Gemeindeeigentum laut beiliegenden Teilungsplanes des Amtes der Oö Landes-
regierung beschließen. 
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Nachdem keine Wortmeldungen erfolgen, lässt der Vorsitzende über den Antrag offen mittels 
Handerheben abstimmen. 
 
Beschluss: einstimmig angenommen (Fr. Tischler nicht im Sitzungsraum) 
 
 

7. Straßenbauprogramm 2019 bis 2021; Beratung und Beschlussfassung über 
Grundsatzbeschluss/Baubeschluss für ein Bauvolumen von € 200.000,-- 

 
 
Vorsitzender: Kastner 
Berichterstatter und Antragsteller: Schimböck 
 
Seit Jänner 2018 ist die „Gemeindefinanzierung neu“ in Kraft. Mit dieser Neuerung wurde auch die 
Finanzierung von Straßenbauvorhaben angepasst. 
So bekommt die Gemeinde Puchenau aufgrund der schwachen Finanzkraft jährlich einen Betrag 
von € 25.000 an Bedarfszuweisungsmittel, die als Rücklage auszuweisen, und jedenfalls zweckge-
bunden zu verwenden sind. Finanzstärkere Gemeinden erhalten diesen Beitrag nicht.  
Straßenbauprojekte werden nicht als Projektförderung mit BZ Mitteln unterstützt – daher ist keine 
Prioritätenreihung im mittelfristigen Finanzplan und auch kein Nachweis der Eigenmittel vorzule-
gen. 
Die Direktion Straßenbau und Verkehr gewährt einen Landesbeitrag in Höhe von 37%. Diese 
37%ige Förderquote ist ein fixer Prozentsatz der für alle Gemeindeprojekte gilt.  
Gleichzeitig wird vom Land die Bausumme mit brutto € 67.000 pro Jahr begrenzt, damit alle OÖ. 
Gemeinden Landesmittel in Anspruch nehmen können. Natürlich kann die Bausumme entspre-
chend dem Bedarf höher sein – die Differenz muss dann aber von der Gemeinde getragen wer-
den.  
 
Damit wir die Landesmittel (€ 67.000 x 37%) in Höhe von € 24.790 für das Jahr 2019 noch abgrei-
fen können, wird empfohlen noch heuer dieses Straßenbauprogramm zu beschließen. Gleichzeitig 



Gemeinderat 25.09.2019 
Seite 28 von 29 

 

wurde bei LR Steinkellner offiziell um die Genehmigung dieses 3 Jahres Programmes angesucht. 
Eine schriftliche Zusage steht noch aus.  
 
Bevor Baumaßnahmen tatsächlich umgesetzt werden, ist mit dem entsprechenden Formblatt bei 
der Direktion Straßenbau und Verkehr anzusuchen.  
 
Die Gesamtfinanzierung sieht demnach wie folgt aus: 
 
Bausumme brutto    € 200.000 
Bedarfszuweisung 2018 bis 2021  € 100.000 
Landesmittel      €   74.370 
Eigenanteil der Gemeinde Puchenau  €   25.630 
 
 
„Gemäß § 43 der OÖ. GemO 1990 stelle ich den Antrag, der Gemeinderat wolle den Grund-
satzbeschluss/Baubeschluss für ein Straßenbauprogramm im Zeitraum 2019 bis 2021 mit 
einer Höhe von € 200.000 fassen. Welche Straßen tatsächlich saniert bzw. ausgebaut wer-
den, ist vom Ausschuss für Tiefbau und Verkehr zu entscheiden“. 
 
Nachdem keine Wortmeldungen erfolgen, lässt der Vorsitzende über den Antrag offen mittels 
Handerheben abstimmen. 
 
Beschluss: einstimmig angenommen 
 
 

8. Allfälliges 

 
 
 

 Bgm Schimböck informiert über die vom BAV für den gesamten Bezirk beschlossene Ein-
führung des „Gelben Sackes“ und betont, dass die Gemeinde bemüht ist, eine bürger-
freundliche Lösung für die dicht bebauten Gebiete zu finden.  

 In diesem Zusammenhang betont Bgm. Schimböck, dass in der kürzlich erschienenen 
SPÖ-Zeitung fälschlicher Weise kolportiert wurde, dass er bei dem Beschluss des BAV zur 
Einführung des „Gelben Sackes“ mitgestimmt hat. Der Beschluss erfolgte durch den Vor-
stand des BAV, dem er nicht angehört. 
Er fordert seitens der SPÖ die öffentliche Richtigstellung dieser Behauptung und eine öf-
fentliche Entschuldigung bis Sonntag. Wenn dies nicht erfolgt, sind weitere Schritte offen.  
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............................................................                            ............................................................:: 

Vorsitzende(r)      Schriftführer(in) 
 
 
Der Vorsitzende beurkundet hiermit, dass gegen die vorliegende(n) Verhandlungsschrift(en) in der 
Sitzung vom ....................... keine / folgende Einwendungen erhoben wurden. 
 
 
 
 
 
 
 
Puchenau, am ......................... 
 
 
Der Bürgermeister: 
 
 
 
Gerald Schimböck, MAS 
 
 
 
 
............................................................                            ............................................................ 

ÖVP Gemeinderat     SPÖ Gemeinderat 
 
 
 
 
............................................................                            ............................................................ 

GRÜNE Gemeinderat     FPÖ Gemeinderat 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


